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verschwunden. Die Dayton-Zeit ist um, der
l e s e r b r i e f e
Leserbriefe richten Sie bitte an:

„Die Presse“, Parkring 12a, 1010 Wien
leserbriefe@diepresse.com

Kann man dem Herrn helfen?
Antwort auf Kurt Scholzens „quergeschrie-
ben“ vom 27. September
Der Leser erfährt allerhand Wissenswertes
über Kurt Scholz. Von seinen für die Nach-
welt festgehaltenen leichtfüßigen Streifzü-
gen durch das barocke Wien in Begleitung
seines (sicherlich interessanten) „philan-
tropischen Freundes“, vom Einkaufsbum-
mel am Kohlmarkt in „Traditionsgeschäf-
ten“, wo subtil durchklingt, dass es sich bei
Herrn Scholz natürlich um einen Stamm-
kunden handelt. Und er gewährt tiefen
Einblick in sein Detailwissen über Staats-
bürgerkunde, indem er politische Spitzen-
ämter und deren Sitz aufzählt – namentlich
korrekt zugeordnet und mit richtiger An-
rede. Bestimmt respektabel, vielleicht wit-
zig, aber durchaus nicht indezent.
Vorausgesetzt, wir haben es mit keinem

Sophismus zu tun, dürfte Herrn Scholz bei
alldem entgangen sein, dass das Palais Die-
trichstein seit jeher das Büro des Vizekanz-
lers beherbergt, und nicht etwa das Ver-
kehrs- oder ein sonstiges Ministerium. Das
ist zwar nicht in Marmor, aber in Stein ge-
meißelt und deswegen auch innovationslos
schlicht auf Messing geprägt. Gefallsucht,
wie sie verklausuliert unterstellt wird, hat
hier keinen Platz. Das BMVIT ist nämlich
auf drei Standorte aufgeteilt: Radetzky-
strasse, Renngasse, Stubenring. Es wäre
auch kaum Platz im schmucken Palais – für
knapp 1000 Beamte. Gut, das muss man
nicht unbedingt wissen. Wer allerdings so
gekonnt und ironieschwanger mit Meta-
phern und Aphorismen jongliert, wird am
eigenen Anspruch gemessen. C’est la vie.

Martin Standl
Pressesprecher

Vizekanzler Hubert Gorbach

* * *

„Kleinkarierte Frauen“
Zur Debatte umdie Bundeshymne.
Die Forderung einer geschlechtsneutralen
Neutextierung unserer Bundeshymne ist ein
trauriges Zeichen für den sichtlich unaus-
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rottbaren Minderwertigkeitskomplex einer
kleinen aber lautstarken Gruppe von spießi-
gen, kleinkarierten Frauen mit Profilie-
rungssucht. Derartige Aktionen sind nicht
nur lächerlich, sondern vor allem kontra-

produktiv: Sie bestätigen das Vorurteil, dass
Männer intelligenter als Frauen sind!

Lotte Tobisch,
bereits emanzipiert, als die heutigen
„Kämpferinnen“ noch in Abrahams Wurst-
kessel brutzelten!

* * *

„Ein Tochtersohn“
In der überlegten Textänderung der Bun-
deshymne droht der Ministerin ein Fehler
zu unterlaufen. Da nämlich das Komma
zwischen „Töchter, Söhne“ gesanglich
nicht artikuliert werden kann, wird in Zu-
kunft „Töchtersöhne“ zu hören sein. Ein
Tochtersohn ist aber ein Enkel, also wieder
einMaskulinum.

Philipp Schoeller
2731 Dörfles

* * *

„Kurze Stellungnahme“
Protest, von Lydia Mischkulnig, 28. Sep-
tember
Ich möchte nur eine kurze Stellungnahme
in Bezug auf Mischkulnigs Artikel „Protest“,
den ich ursprünglich in einem Zug lesen
wollte, da ich ihn (den Artikel, nicht den
Zug) ja als Ansatz für dieses Schreiben an-
sah, deshalb ichmich zum Computer stürz-
te und o. g. vorliegendes Schreiben her-
dachte, auf Grund der Tatsache, dass es mir
gelungen ist, den ersten Satz desselbigen
Artikels – obwohl ich das beim Lesen mehr-
mals bezweifelte – ohne Sauerstoffflaschen
(es gab ohnehin eine beträchtlich lebens-
rettende Anzahl an Beistrichen zum Luft-
Schnappen) bis zum Ende zu lesen! Ich
weiß nicht, ob es anderen Lesern genauso –
ohne Sauerstoffflaschen – gegangen ist.
Der Artikel war aber gut. Danke.

Mag. Antonio Angellotti
1190Wien

Die abgedruckten Leserbriefe müssen nicht der
Meinung der „Presse“ entsprechen.
zehnte Jahrestag des Friedensabkommens
soll den Beginn einer neuen Ära einläuten –
einer europäischen Zukunft für Bosnien
und den gesamten Balkan.
Die Bilanz, die zehn Jahre nach Dayton ge-

zogen werden kann, ist gemischt. Die bosni-
sche Transformation von der Implementie-
rung des Friedensvertrages hin zu den Vorbe-
reitungen auf einen allfälligen EU-Beitritt ist
von Fortschritten wie Rückschlägen gekenn-
zeichnet. Das Land ist politisch stabiler ge-

worden, viele Flüchtlinge sind zurückgekehrt,
auch der Zentralstaat ist durch Erweiterung
an Kompetenzen stärker geworden.
Gleichzeitig sind jedoch die drei ethno-

nationalistisch orientierten Parteien weiter-
hin an der Macht, die Wirtschaft stockt, die
Arbeitslosenzahlen sind enorm hoch, der
soziale und Gesundheitssektor leiden an
Unterfinanzierung und – so wie der Staat
insgesamt – an Ineffizienz. Machtmiss-
brauch, Korruption und (organisierte) Kri-
minalität sind allgegenwärtig, wenn auch
nicht auf Anhieb sichtbar.

Aufgeblähte Verwaltungsstruktur
Es wäre überzogen, all diese Probleme mit
den Schwächen der Daytoner Konstruktion
zu erklären. Dayton hat den Krieg beendet,
ist aber in den zehn Jahren seit Kriegsende
von einer „Schwimmweste“ zu einer
„Zwangsjacke“ geworden und behindert die
Entwicklung des Landes. Es ist offenkundig,
dass die in Dayton abgesegnete, stark de-
zentrale und ethnisierte Staatsstruktur des
Landes ein Hindernis für die Entwicklung
Bosniens zu einem modernen Staatswesen
darstellt. Mit einer aufgeblähten Verwal-
quergeschr ieben

Liebling, wir bri

Wer ist schuld an dicken Kindern? Die
Erwachsenen: Sie müssen etwas
unternehmen.

Der britische Sender BBC startet ge-
rade eine neue Serie, „Honey We’re
Killing the Kids“ („Liebling, wir brin-

gen unsere Kinder um“): Jede Woche be-
sucht das Sendungsteam eine Familie und
zeigt den Eltern anhand von Computer-Si-
mulationen, wie ihre Kinder mit 40 ausse-
hen werden, wenn sie so weiterleben wie
bisher. Dann versucht ein Beratungsteam
in dreiwöchiger Intensivbetreuung den Le-
bensstil der Familien zu ändern.
Eines der Hauptprobleme: Die britischen

Kinder sind, wie immer mehr Kinder in den
westlichen Industrienationen, zu fett. Auch
viele österreichische Eltern haben verlernt,
ihre Kinder gut zu ernähren und ihnen
einen vernünftigen Umgang mit Essen bei-
zubringen. Vermutlich wissen viele Eltern
gar nicht mehr, was für Lebensmittel ihren
Kinder gut tun, und welche ihnen im Über-
maß schaden. Oder sie haben einfach nicht
die Kraft, sich den bedenklichen Essgelüs-
ten ihrer Kinder vehement entgegenzustel-

tungsstruktur, die etwa 50 Prozent des
Budgets beansprucht, ist Bosnien langfristig
nicht finanzierbar und nicht überlebensfä-
hig. Aber nicht nur das von der Internatio-

Christophe Solioz ist Direktor der Assoziation Bosnien-
Herzegowina 2005 (www.bosnia2005.org).
Vedran Džihić ist Politologe an der Universität Wien und
„Research Analyst“ der Assoziation Bosnien-
Herzegowina 2005.
nalen Staatengemeinde erfundene Dayton-
Konzept, auch mangelnder politischer Wille
und Konsens über einen gemeinsamen
Weg innerhalb Bosniens und die mangeln-
de Selbstverantwortung der bosnischen
Bürger – verstärkt durch nur in ihrem en-
gen (macht)politischen Interesse agierende
Eliten – sind schuld daran, dass sich das
Land noch immer in einem „permanenten
Krisenzustand“ befindet. Nicht zuletzt hat
auch die Internationale Staatengemein-
schaft Fehler gemacht, was viele Erfolge im
Staatsbildungsprozess überschattet.
Die Daytoner „Zwangsjacke“ kann auf

dem Weg kontinuierlicher und schon be-
gonnener Reformen im EU-Integrations-
kontext „step by step“ abgelegt werden.
Dazu bedarf es aber gerade seitens der EU
Visionen; es bedarf der Bereitschaft und Ar-
beit an der Vision eines modernen, demo-
kratischen, auf dem Konzept einer Zivilge-
sellschaft beruhenden, europäischen Bos-
nien-Herzegowina. Sowohl in Bosnien-Her-
zegowina als auch in anderen Staaten des
Westbalkans setzte die EU aber bis jetzt zu
ngen die Kinder

len und ihnen klarzumachen, dass ihnen zu
viel Fett und Zucker schadet.
Das musste jedenfalls Jamie Oliver im

Rahmen seiner „School Dinners“-Serie erle-
ben. Wohl zum ersten Mal prallte der engli-
sche Super-Koch bei der angepeilten Ziel-
gruppe komplett ab: Die Schüler der Kid-
brook-Gesamtschule in London zogen den
gewohnten fritierten Fast-Food-Müll in ih-
ren Schulkantinen Olivers Gerichten nicht
nur vor, sie organisierten sogar Demonstra-
tionen, um Oliver und seine Mission, sie gut
und ausgewogen zu ernähren, wieder loszu-
werden. Die Serie (Sa, 12.35, ORF 1) zeigt
eindrücklich, wie Oliver daran scheitert,
den Geschmack der Fast-Food-verseuchte
Brit-Schüler positiv zu beeinflussen.
Denn: Kinder sind nicht bereit, ihre teil-

weise verheerenden Essgewohnheiten frei-
willig zu ändern, es liegt in der Verantwor-
tung der Erwachsenen, das zu tun: Indem
sie einsehen, welchen Mist sie an ihre Kin-
der verfüttern, indem sie ihnen bessere
Vorbilder sind und ihre Kinder mit Essen
versorgen, das den Ausdruck „ Nahrung“
verdient.
Nach seinem Schulküchen-Schock initi-

ierte Jamie Oliver die Aktion „Feed me bet-

sehr auf bürokratische Aspekte der Ent-
wicklung, vertraute zu sehr einer institutio-
nellen und technokratischen Logik.
Die EU muss durch eine aktive, mutige

und gestalterische Politik auf dem Balkan
abseits diplomatischer Floskeln und leerer
Versprechungen zeigen, dass ihr die südost-
europäischen Nachbarn wichtig sind. Mehr
Aufmerksamkeit, mehr Anstrengungen,
konkrete und an Bosnien-Herzegowina und
den Balkan angepasste Strategien und fi-
nanzielle Mittel aus Brüssel werden vor al-
lem 2006 entscheidend sein, um für die Lö-
sung der anstehenden Probleme – wie den
Status des Kosovo – stabile Voraussetzun-
gen zu schaffen. Die Strategie muss der Tat-
sache Rechnung tragen, dass ohne eine ver-
bindliche Einbindung der lokalen Entschei-
dungsträger in die Entscheidungen Fort-
schritte nur sehr langsam zu erreichen sein
werden. Die Region kann keine „Diktate
von oben“ brauchen, vielmehr braucht sie
gleichberechtigte und konstruktive Partner.
Die traditionelle Rolle Österreichs und

jene der EU-Ratspräsidentschaft im ersten
Halbjahr 2006 könnten dabei mitentschei-
dend sein. Gerade in Bosnien hat österrei-
chisches Agieren (für einen Kleinstaat über-
proportinal bedeutendes) Gewicht, sei es
aufgrund historischer Bande, „nachbar-
schaftlicher“ Hilfe in Not oder der kultur-
geografischen Nähe.

Nachdenken über die Zukunft
Eine Konferenz am 20. und 21. Oktober in
Genf und weitere Aktivitäten im Vorfeld und
Von der Schwim

DieDayton-Dekade neigt sich ihrem
Ende zu, das nächste Kapitel der
Geschichte Bosniens und Südost-
europasmuss ein europäisches sein.

Vor genau zehn Jahren im September
begann in Genf die entscheidende di-
plomatische Initiative, um dem fast

vierjährigen Blutvergießen in Bosnien ein
mweste zur Zwa
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DRAN DŽIHIĆ UND CHRISTOPHE SOLIOZ

Donnerstag, 29. September 2005
Ende zu setzen. Drei Monate später wurde
der brutalste Krieg auf europäischem Bo-
den seit 1945 mit der Unterzeichnung des
Dayton-Friedensabkommens durch Franjo
Tudjman, Slobodan Milošević und Alija
Izetbegović beendet. Die Akteure des Jahres
1995 sind längst von der politischen Szene
um
VON DORIS KNECHT

ter“, die nun zum Erfolg führte: Wie die
BBC gestern berichtete, plant die britische
Regierung ein Fast-Food-Verbot in briti-
schen Schulküchen ab nächstem Septem-
ber. Auch Süßigkeiten-Automaten an Schu-
len sollen verboten werden.
Auch wenn man in Österreich besser isst

als in England: Auch hier schlagen Ernäh-
rungsmediziner Alarm. Schon mehr als ein
Viertel der österreichischen 6- bis 18-Jähri-
gen ist fettleibig.
Wer hat Schuld? Die Erwachsenen, die

sich und ihre Kinder falsch ernähren. Die
Eltern, die der Werbung glauben, es handle
sich bei übersüßten Mini-Schokokuchen
und Limonaden um die ideale Schuljause.
Die Hersteller, die so was behaupten; der
Gesetzgeber, der das erlaubt. Aber auch –
zum Beispiel – die städtischen Schwimm-
bäder, deren Buffets im Kinderbereich nur
Würstel, Pommes, Langos und Süßigkeiten
anbieten: verantwortungslos. „Feed me bet-
ter“: Das sollten auch die österreichen Kin-
der verlangen.

Doris Knecht ist Journalistin in Wien und Zürich.

meinung@diepresse.com

während der von den Balkanstaatenmit gro-
ßen Hoffnungen verbundenen österreichi-
schen EU-Ratspräsidentschaft bieten Gele-
genheit, über die europäische Zukunft Bos-
niens und Südosteuropas nachzudenken.
Die Dayton-Dekade neigt sich ihrem Ende
zu, das nächste Kapitel der Geschichte Bos-
niens und Südosteuropas muss ein europäi-
sches sein. Dazu gibt es keine Alternativen.

meinung@diepresse.com


